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Regierungsreform '93 (BRG 93.075)

Conseil fédéral

Der Bundesrat hatte freilich bereits vor der Debatte im Nationalrat reagiert, indem er
Ende 1990 eine Expertenkommission mit der Überprüfung des Regierungssystems und
der Ausarbeitung von Szenarien und Modellen beauftragt hatte. Dies bewog die
Ständeratskommission, welche die Weiterbehandlung der parlamentarischen Initiative
Rhinow zur Regierungsreform übernommen hatte — die Kommission des Nationalrates
konzentrierte sich auf die Parlamentsreform — die Federführung an den Bundesrat
abzutreten. Die Experten präsentierten dem Bundesrat im Herbst ihren
Zwischenbericht. Im wesentlichen beschreiben sie darin fünf Varianten: 1) Entlastung
des Bundesrates durch die Einsetzung von Departementsdirektoren; 2) Erhöhung der
Zahl der Bundesräte auf 9 oder 11 mit gleichzeitiger Stärkung der Position des
Bundespräsidenten; 3) zweigliedrige Exekutive mit einem kleinen Regierungskollegium
und zusätzlichen Fachministern; 4) parlamentarisches Regierungssystem; 5) präsidiales
Regierungssystem. In einer ersten Stellungnahme beschloss der Bundesrat, dass die
Experten prioritär eine Kombination der Varianten eins und drei sowie die Variante
zwei weiterverfolgen sollen. Ein grundlegender Systemwechsel, wie sie der Wechsel zu
einem parlamentarischen oder einem präsidialen System darstellen würde, scheint ihm
hingegen angesichts der gesellschaftlichen und politischen Traditionen der Schweiz
nicht sinnvoll zu sein. 1

RAPPORT
DATE: 21.12.1991
HANS HIRTER

Im Juni gab der Bundesrat seinen Vorentwurf für eine "Regierungsreform 93" in eine
kurze Vernehmlassung. Dieser als Sofortmassnahme konzipierte Vorschlag kann über
eine Gesetzesrevision verwirklicht werden; die eine Verfassungsrevision
voraussetzenden Vorschläge der Arbeitsgruppe Eichenberger möchte der Bundesrat
erst zu einem späteren Zeitpunkt angehen. Die Reform sieht vor, dass jeder
Departementsvorsteher zu seiner Entlastung einen bis drei Staatssekretäre einstellen
kann, wobei er flexibel über deren Einsatz entscheiden darf. Die Wahl soll allerdings
durch den Gesamtbundesrat erfolgen. Da diese Staatssekretäre mit beratender Stimme
an Bundesratssitzungen teilnehmen können, dürften sie auch im Verkehr mit dem
Ausland und mit dem Parlament als Regierungsvertreter anerkannt werden. In der als
Konferenz durchgeführten Vernehmlassung gaben die Bundesratsparteien ihr
grundsätzliches Einverständnis zu den zusätzlichen Staatssekretären, regten jedoch
eine präzisere Definition ihrer Funktion an. Die drei bürgerlichen Parteien verlangten
zudem wenigstens eine Bestätigung ihrer Wahl durch das Parlament, um ihr politisches
Gewicht, namentlich auch im Verkehr mit dem Ausland, zu vergrössern. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.08.1993
HANS HIRTER

In seiner Ende Oktober dem Parlament zugeleiteten Botschaft nahm der Bundesrat die
verlangte Präzisierung der Aufgaben der Staatssekretäre vor. Dabei legte er fest, dass
diese auch Führungsaufgaben bei der Verwaltung der Departemente oder bei der
Leitung einzelner Bundesämter übernehmen sollen. Er beharrte aber darauf, ihre Wahl
in vollständig eigener Kompetenz vornehmen zu dürfen; als Hauptargument gegen eine
parlamentarische Bestätigung führte er die Gefahr einer Verpolitisierung von
Personalentscheiden an. Für die später zu verwirklichende grundlegendere
Regierungsreform folgte der Bundesrat den Empfehlungen der Arbeitsgruppe
Eichenberger, und schloss sowohl den Wechsel zu einem präsidialen System als auch zu
einem parlamentarischen Konkurrenzsystem aus. Von den ursprünglich diskutierten
Modellen verbleiben – zumindest für den Bundesrat – noch deren zwei in der Wahl: die
Erhöhung der Zahl der Bundesräte und die Bildung einer zweistufigen Exekutive mit
einem Regierungskollegium und Fachministern. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.10.1993
HANS HIRTER

Die vorberatende Kommission des Ständerates trat zwar oppositionslos auf die
"Regierungsreform 93" ein, verlangte von der Verwaltung aber zusätzlich eine
ausformulierte Variante mit einem parlamentarischen Bestätigungsrecht für die Wahl
der Staatssekretäre. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.11.1993
HANS HIRTER
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Der Ständerat befasste sich als erster mit den Vorschlägen des Bundesrats für die
"Regierungsreform 93". Die vorberatende Kommission unterstützte das Projekt
grundsätzlich, beantragte jedoch beim Kernpunkt der Vorlage, der Schaffung von
zusätzlichen Staatssekretärposten, zwei wichtige Änderungen: Deren Zahl soll von
maximal 21 auf 10 reduziert und ihre Wahl durch die Bundesversammlung bestätigt
werden. Den ersten Antrag begründete sie mit dem Risiko eines Referendums infolge
der entstehenden Kosten, den zweiten mit dem politischen Gewicht, das
Staatssekretäre haben müssen, um den Bundesrat im Parlament und in
aussenpolitischen Verhandlungen spürbar entlasten zu können. Im Plenum unterlag
Zimmerli (svp, BE) mit seiner grundsätzlichen Opposition gegen die Schaffung von
zusätzlichen Staatssekretärposten. Seiner Ansicht nach würde damit die Fortsetzung
der Reform in Richtung eines zweistufigen Regierungskabinetts und zuungunsten der
von ihm vorgezogenen Heraufsetzung der Zahl der Bundesräte präjudiziert. Die Zahl der
Staatssekretäre wurde auf zehn begrenzt und mit Zweidrittelsmehrheit gegen den
Widerstand des Bundesrates auch die Wahlbestätigung durch die Bundesversammlung
eingeführt. Gegen den Willen des Bundesrats verbot die kleine Kammer im weiteren die
Stimmenthaltung bei Abstimmungen in Bundesratssitzungen; diese Regel besteht auch
in Kantonsregierungen und Richterkollegien. Die Neuerung, dass der Bundesrat über
die Organisation der Departemente selbst entscheiden kann, blieb unbestritten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat die Reform mit 21 zu 3 Stimmen an. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.1994
HANS HIRTER

Anlässlich der Beratungen der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats drohte
Steinemann (fp, SG) mit einem Referendum gegen die Einführung von zusätzlichen
Staatssekretären. Um auf jeden Fall die Verlagerung der Organisationskompetenz vom
Parlament auf den Bundesrat unbeschädigt über die Runden zu bringen, schlug die SP-
Fraktion deshalb eine Aufteilung der Vorlage vor. Die Spitzen der drei anderen
Regierungsparteien schlossen sich dieser Forderung an. Die Kommission verweigerte
allerdings den Gehorsam und beschloss, das Paket dem Plenum als Ganzes vorzulegen.
Sie lehnte auch den Antrag auf den Verzicht auf die zusätzlichen Staatssekretärposten
deutlich ab und folgte in der Frage ihrer parlamentarischen Bestätigung dem
Ständerat. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.12.1994
HANS HIRTER

Um zu unterstreichen, dass für ihn damit die Bemühungen um eine Regierungsreform
nicht abgeschlossen sind, entsprach der Ständerat anschliessend dem Wunsch des
Bundesrats nicht, zwei 1991 überwiesene Motionen der FDP-Fraktion und von Kühne
(cvp, SG) für eine Regierungsreform als erfüllt abzuschreiben. Gleichzeitig verlängerte
er die Frist für die Bearbeitung der überwiesenen parlamentarischen Initiative Rhinow
(fdp, BL), um gegebenenfalls die Reformarbeiten in eigener Regie weiterführen zu
können. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1994
HANS HIRTER

Das Eintreten auf den Beschluss A (Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz,
welches dem Bundesrat freie Hand zur Organisation der Departemente erteilt) war
unbestritten. Die Differenzen zum Ständerat waren von untergeordneter Bedeutung.
Immerhin fand die vom Ständerat eingeführte Vorschrift, dass bei Abstimmungen im
Bundesrat Stimmenthaltung nicht mehr zulässig sein soll, vor dem Nationalrat keine
Gnade. In der Gesamtabstimmung wurde dieser Teil der Reform mit 121:1 Stimmen (bei
6 Enthaltungen) gutgeheissen. 8

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.01.1995
HANS HIRTER

Beim Beschluss B (Schaffung von zusätzlichen Staatssekretärsposten) blieb ein von den
Fraktionen LdU/EVP, SD/Lega und einem Teil der SVP unterstützter
Nichteintretensantrag Steinemann (fp, SG) mit 85:51 Stimmen in der Minderheit. In der
Detailberatung schloss sich der Nationalrat weitgehend den Beschlüssen des
Ständerates an. In der Frage der Zahl der Staatssekretäre bestätigte er den Entscheid
für maximal zehn; ein Antrag Loeb (fdp, BE) für höchstens 15 wurde deutlich abgelehnt.
Der Nationalrat strich jedoch die vom Ständerat eingeführte Wahlbestätigung durch die
Bundesversammlung. Gegen eine parlamentarische Bestätigung hatte sich vehement
die SP eingesetzt, die befürchtete, dass damit die bürgerliche Ratsmehrheit die
Personenauswahl der sozialdemokratischen Bundesräte nach parteipolitischen
Gesichtspunkten bestimmen würde. In der abschliessenden Gesamtabstimmung waren
dann freilich die Gegner des Entwurfs in der Mehrheit; mit Ausnahme von LdU/EVP,
SD/Lega und FP, welche die Vorlage geschlossen ablehnten, waren alle Fraktionen

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.06.1995
HANS HIRTER
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gespalten. 9

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit der "Regierungsreform 93". Sehr
umstritten war bereits die Eintretensfrage. Es lagen insgesamt ein
Nichteintretensantrag Blocher (svp, ZH) - dieser wurde später zurückgezogen - und vier
Rückweisungsanträge vor. Zwei dieser Anträge wollten die Vorlage an den Bundesrat
zurückweisen, mit dem Auftrag, eine Erhöhung der Zahl der Bundesräte vorzuschlagen
resp. die verfassungsmässigen Voraussetzungen für die Einführung eines
parlamentarischen Regierungssystems zu schaffen (Schmid, gp, TG resp. LdU/EVP-
Fraktion). Die beiden anderen Rückweisungsanträge stammten von der SP und der SVP;
sie beabsichtigten, die unter Referendumsdrohung stehende Frage der Schaffung von
zusätzlichen Staatssekretärsposten von den anderen, unbestrittenen
Reorganisationsvorschlägen abzutrennen. Dabei war allerdings die Haltung der beiden
Parteien zur Einstellung zusätzlicher Staatssekretäre nicht identisch: die SP stand zu
diesem Beschluss, die SVP befürwortete stattdessen ein zweistufiges Regierungssystem
mit einem Leitungskollegium und Fachministern. Mit 89 zu 74 Stimmen setzte sich der
Vorschlag der SP durch, die Vorlage in zwei Beschlüsse aufzuteilen. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.09.1995
HANS HIRTER

Eigentlich wäre nun nur noch eine Differenzbereinigung für den Beschluss A
(Organisation der Departemente) möglich gewesen. Der Ständerat wollte jedoch an den
zusätzlichen Staatssekretären zur Entlastung des Bundesrates festhalten. Er folgte
deshalb dem Antrag seiner Kommission, die Vorlage wieder zu einem einzigen Beschluss
zu vereinigen. Dies erlaubte es, den vom Nationalrat zuerst abgetrennten und dann
abgelehnten Beschluss B (Staatssekretäre) wieder in die Beratung zu ziehen. Bei der
Bereinigung der Wahlformel für die Staatssekretäre stimmte der Rat einem von
Petitpierre (fdp, GE) vorgeschlagenen Kompromiss zu: im Organisationsgesetz
übernahm er die Formel des Nationalrats für eine fakultative Bestätigung, im
Geschäftsverkehrsgesetz hielt er aber fest, dass diejenigen Sekretäre, welche die
Regierung vor dem Parlament vertreten, durch das Parlament - in globo - bestätigt
werden müssen. An seinem Entscheid, dass bei Abstimmungen im Bundesrat
Stimmenthaltung nicht zulässig sein solle, hielt er fest.

Gegen die Opposition von FP - welche ihre Referendumsdrohung wiederholte -, SVP
und LdU/EVP beschloss der Nationalrat auf die Vorlage wieder einzutreten. In Bezug
auf die Wahl der Staatssekretäre schloss er sich der kleinen Kammer an, eröffnete dem
Parlament aber die Möglichkeit, einzelne Namen aus der Liste zu streichen. In der
Frage, ob sich Bundesräte bei Abstimmungen im Kollegium der Stimme enthalten
dürfen, gab er hingegen dem Ständerat nach. Die bereinigte Vorlage fand auch die
Zustimmung des Ständerats. In der Schlussabstimmung sprachen sich 91 Nationalräte
für die Vorlage aus, 62 (v.a. aus FP, SVP und FDP) lehnten sie ab, während sich 23 (v.a.
aus der SP) der Stimme enthielten; in der kleinen Kammer lautete das
Stimmenverhältnis 40:2. 11

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.10.1995
HANS HIRTER

Bereits während der parlamentarischen Beratungen begann der Bundesrat mit der
Vorbereitung der angestrebten Verwaltungsreorganisation, welche mit dem neuen
Gesetz in seine Kompetenz fallen wird. Dabei konnte im Regierungskollegium vorerst
kein Konsens über die Neuverteilung bestimmter Ämter auf die Departemente erzielt
werden. Ende November beschloss deshalb der Bundesrat, die bisher bei der
Bundeskanzlei angesiedelte Projektleitung selbst zu übernehmen und zudem eine
externe Beraterfirma beizuziehen. Die zweite Phase der Regierungsreform, welche sich
mit einer Neustrukturierung des Exekutivgremiums selbst befassen soll, wurde vorläufig
auf Eis gelegt. Die beratende Expertengruppe unter Prof. Eichenberger löste sich auf
Jahresende auf, nachdem sie zum Abschluss noch drei Studien zu möglichen
Reformmodellen vorgelegt hatte. Neben den beiden Varianten Erhöhung der Zahl der
Bundesräte resp. zweistufiges Regierungsorgan untersuchte sie dabei auch eine neue
Variante: achtköpfiger kollegialer Bundesrat mit einem Präsidialdepartement. 12

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 08.11.1995
HANS HIRTER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 4



Jahrelanges Gezerre um Bundesratsvorlage
bringt am Ende wenig Zählbares (BRG.
01.080)

Conseil fédéral

Ende 2001 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Antrag für eine Regierungsreform
vor. Grundsätzlich hielt er an dem im Vorjahr vorgestellten Modell einer zweistufigen
Regierung fest, reduzierte aber die Zahl der zusätzlichen Regierungsmitglieder auf
sieben. Er schlug vor, dass in jedem Departement ein Delegierter Minister (DM)
eingesetzt wird. Diese DM würden vom Bundesrat auf Antrag der
Departementsvorsteher gewählt und vom Parlament en bloc bestätigt. Sie sollen klar
definierte Aufgabenbereiche erhalten und im Parlament sowie international als
Regierungsmitglieder gelten. Im neuen Exekutivgremium, welches Bundesregierung
heissen soll, würden die sieben Bundesräte und ihre Delegierten Minister sitzen;
letztere hätten darin zwar das Antrags-, nicht aber das Stimmrecht. Die Entscheide
würden weiterhin von den sieben völlig gleichberechtigten Bundesräten gefällt, wobei
wie bisher in der Abstimmung unterlegene Mitglieder den Mehrheitsentscheid
mitzutragen hätten (Kollegialgremium). 13

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.12.2001
HANS HIRTER

Die SPK des Ständerats, welche sich als erste mit der im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagenen zweistufigen Regierung mit „Delegierten Ministern“ befasste, war
damit nicht zufrieden. Sie gab der Verwaltung den Auftrag, ein Modell mit neun
Bundesräten und einem gestärkten Präsidialamt auszuarbeiten. Mit knapper Mehrheit
entschied sie sich dann im Herbst allerdings gegen eine Erhöhung der Zahl der
Bundesräte. Anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen zweistufigen Regierung
bevorzugte sie jedoch eine Variante, welche jedem Regierungsmitglied einen
Stellvertreter zuordnet. Dieser würde vom Bundesrat gewählt und vom Parlament
bestätigt, seine Amtsdauer wäre an diejenige des jeweiligen Bundesrates gekoppelt. Das
Amt des Bundespräsidenten möchte die SPK in dem Sinne stärken, dass dieser auf eine
Dauer von zwei Jahren mit einer Verlängerungsmöglichkeit um eine zusätzliche
Zweijahresperiode gewählt würde. Dieser Präsident hätte jedoch weiterhin ein
Departement zu führen und verfügte gegenüber den anderen Regierungsmitgliedern
über keinerlei Weisungskompetenzen. 14

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.11.2002
HANS HIRTER

Als Erstrat befasste sich der Ständerat mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Regierungsreform. Man war sich zwar über den Reformbedarf einig, mehrheitsfähig
erschien in der Debatte aber nur eine moderate Stärkung der Funktion des
Bundespräsidenten. Zur Organisation der Regierung kamen aus der SPK vier
Variantenvorschläge: Die Mehrheit wünschte einen vom Parlament bestätigten
Stellvertreter für jeden Bundesrat, welcher diesen im Parlament und dessen
Kommissionen, im Bundesrat oder im Ausland vertreten könnte, und dem von seinem
Chef auch politische Aufgaben in seinem Departement zugeteilt werden. Eine
Minderheit der SPK bevorzugte die Aufstockung der Regierung auf neun Mitglieder, eine
weitere Minderheit verteidigte das vom Bundesrat vorgeschlagene zweistufige Modell
der „Delegierten Minister“ (Stellvertreter mit Einsitz in die Regierung, aber ohne
Stimmrecht) und eine dritte Kommissionsminderheit setzte sich für ein reduziertes
Stellvertretermodell ein, bei dem jeder Bundesrat einen seiner Kaderleute zu seinem
nebenamtlichen Stellvertreter ernennt.
Nachdem Eintreten unbestritten war, unterlagen die Varianten „Delegierte Minister“
und „Stellvertreter mit Minimalfunktionen“ in Eventualabstimmungen. Im definitiven
Entscheid setzte sich die Erhöhung der Zahl der Regierungsmitglieder auf neun mit 26
zu 8 Stimmen gegen das „Stellvertretermodell“ durch. Die Rolle des Bundespräsidenten
wurde in dem Sinne gestärkt, dass seine bereits im Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz festgehaltene Führungsrolle nun auch auf
Verfassungsstufe formuliert wurde. Konkret hat der Bundespräsident insbesondere
dafür zu sorgen, dass der Bundesrat Prioritäten setzt, seine Aufsichts- und
Informationspflicht erfüllt und die Termine einhält. Als Neuerung beschloss der
Ständerat eine Verlängerung der Amtszeit des Bundespräsidenten von einem auf zwei
Jahre und seine Ausstattung mit einem kleinen Stab (Präsidialdienst). Die von der
Kommissionsmehrheit vorgeschlagene Möglichkeit, einen Bundespräsidenten auch für
eine zweite anschliessende Amtsperiode zu wählen, fand keine Mehrheit. Der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 04.03.2003
HANS HIRTER
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Bundesrat selbst hatte sich aus Sorge um das Funktionieren des Kollegialitätsprinzips
gegen jegliche Verlängerung der Amtsdauer ausgesprochen. 15

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Staatsleitungsreform. Die Kommission
beantragte, das Geschäft an den Bundesrat zurückzuweisen und ihn aufzufordern,
neue Modelle zur politischen Stärkung und administrativen Entlastung der Regierung
vorzulegen. Einer der Gründe für diesen Antrag war, dass man dem Bundesrat
Gelegenheit geben wollte, ausführlich zu dem von der Kommission skeptisch
beurteilten Ständeratsbeschluss einer Erhöhung der Zahl der Bundesräte von sieben
auf neun Stellung zu nehmen. Ausserdem wollte man vom Bundesrat erfahren, ob er in
seiner seit dem 10. Dezember 2003 veränderten Zusammensetzung immer noch zu
seinem Modell der „Delegierten Minister“ stehe, und ob er daran eventuell Retouchen
anbringen möchte. Nachdem Bundesrat Blocher erklärt hatte, dass auch im
Gesamtbundesrat keine grosse Begeisterung für das ursprüngliche Reformprojekt
herrsche und er diesen Rückweisungsbeschluss unterstütze, wurde er vom Nationalrat
mit 140:23 Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat schloss sich dieser Rückweisung an.
Eine Minderheit seiner SPK hatte vergeblich dafür plädiert, das Geschäft noch einmal zu
behandeln, dabei auf der früher beschlossenen Erhöhung der Zahl der Bundesräte zu
beharren und es an den Nationalrat zurückzugeben. Da dieser klar gemacht habe, dass
er zusätzliche Bundesräte ablehne, könnte er es dann – ohne den Umweg über einen
neuen Bericht des Bundesrates – ordentlich begraben. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.06.2004
HANS HIRTER

Der Bundesrat beauftragte am 26. August das EJPD, in Zusammenarbeit mit der
Bundeskanzlei bis zum Frühjahr 2010 Vorschläge für eine Regierungsreform
auszuarbeiten. Dabei soll der Fokus einerseits auf primär organisatorische Reformen
zur Verbesserung der Funktionsweise des Bundesratskollegiums gerichtet sein. Als
zweiter Schwerpunkt soll die Option einer Verlängerung der Amtsdauer des
Bundespräsidenten abgeklärt werden. Gegen den Willen des Bundesrates überwies der
Nationalrat auch ein Postulat Burkhalter (fdp, NE) (Po. 06.3653), das eine Verlängerung
der bisher auf ein Jahr beschränkten Amtsdauer des Bundespräsidenten auf zwei oder
vier Jahre anregt. Ziel dieser Reform soll eine Stärkung dieses Postens und eine
Verbesserung seiner Koordinations- und Führungsfunktion sein. Ohne Gegenstimme
überwiesen beide Ratskammern auch noch eine vom Bundesrat unterstützte Motion
Burkhalter (09.3155), die verlangt, dass die Regierungsreform zu einem zentralen Thema
der nächsten Legislaturplanung werden muss. 17

POSTULAT
DATE: 17.09.2009
HANS HIRTER

Der Bundesrat reagierte sowohl auf die kritischen Berichte der GPK als auch auf die
verschiedenen Reformvorschläge verhalten. Im Mai präsentierte er erste Eckpunkte für
eine Minireform, die er im Oktober konkretisierte: Die Regierung schlägt eine
zweijährige Amtszeit für ein nicht direkt wiederwählbares Präsidium vor. Damit soll die
Wahrnehmung von Repräsentations- und Leitungsaufgaben erleichtert und die
internationale Handlungsfähigkeit verbessert werden. Die Regierungsmitglieder sollen
zudem durch vier bis zehn Staatssekretäre entlastet werden, die Vertretungsaufgaben
im Parlament und im Ausland wahrnehmen sollen und mit entsprechenden
Kompetenzen ausgerüstet wären. Die Regierung ist jedoch gegen eine Erhöhung der
Mitgliederzahl. Gegenstand von Bundesratssitzungen sollen zudem nicht mehr
Routinegeschäfte, sondern strategische Führungsfragen sein. Schliesslich soll jedes
Regierungsmitglied eine Stellvertretung haben, die genügend informiert dazu fähig
wäre, notfalls die Departementsführung zu übernehmen. Darüber hinaus werden
Massnahmen vorgeschlagen, die das Kollegialprinzip stärken sollen. Ein Bundesrat
müsste der Gesamtregierung nicht nur regelmässig Rechenschaft ablegen, sondern
könnte auch zur Herausgabe von Informationen verpflichtet werden und wichtige
Geschäfte sollen in Dreierausschüssen vorberaten werden. Nicht Gegenstand der
Vorschläge war eine Neuordnung der Departemente. Ein Zwischenbericht dazu soll
Anfang 2011 und spätestens für die neue Legislaturplanung vorliegen. Die Parteien
bewerteten die Vorschläge unterschiedlich. Während die SVP die Verlängerung der
Amtsdauer generell kritisierte, waren der CVP zwei Jahre zu wenig. Die SP und die FDP
würdigten die Vorschläge als grundsätzlich gangbaren Weg.
Auf die Kritik am Führungsverhalten, am unzureichenden Informationsaustausch und
am Mangel an Kollegialität reagierte der Bundesrat ebenfalls erst im Oktober. Doris
Leuthard räumte ein, dass in der UBS-Krise das Kollegium vom zuständigen Bundesrat
früher hätte informiert werden sollen, stellte aber in Abrede, dass ein gegenseitiges
Misstrauen den Austausch in der Regierung erschwere. Der parlamentarische Betrieb

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 6



und die direkte Demokratie liessen mehrjährige Regierungsprogramme nicht zu und
politische Planung müsse eine zentrale Aufgabe der Exekutive bleiben. Mit den
vorgeschlagenen Massnahmen solle die Früherkennung von Krisen gewährleistet und die
kollektive Führungsverantwortung besser wahrgenommen werden. Neben einem
Beschlussprotokoll soll neu auch die Diskussion zu einem Geschäft zusammengefasst
werden. Auf ein Wortprotokoll soll aber verzichtet werden, da sonst der freie Austausch
behindert würde. Darüber hinaus sollen die Reisetätigkeit und die Kontakte der
Regierungsmitglieder mit dem Ausland besser koordiniert werden. 18

Neben der Erhöhung der Zahl der Regierungsmitglieder wurden im Rahmen der schier
endlosen Debatte um eine Staatsleitungsreform – das Geschäft war Ende 2001
eingereicht, 2004 an den Bundesrat zurückgewiesen und 2010 mit einem Zusatzbericht
ergänzt worden – zwei weitere Vorschläge diskutiert: die Verlängerung des
Bundesratspräsidiums um ein Jahr und eine Erhöhung der Anzahl der Staatssekretäre
bzw. eine Erweiterung deren Funktion. Der Bundesrat erhoffte sich von einer
Verlängerung des Präsidiums, für die er sich in der Zusatzbotschaft von 2010 stark
gemacht hatte, eine bessere und kontinuierlichere Repräsentation im Ausland und die
effizientere Nutzung von Erfahrungen. Der Nationalrat beschloss allerdings, nicht auf
diesen Punkt einzutreten, womit die Idee eines zweijährigen Präsidiums vorläufig vom
Tisch war. Beide Räte willigten hingegen in eine Revision des Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes ein, die die Rolle der Bundeskanzlei aufwertet, einen
permanenten Präsidialstab einrichtet und die Schaffung zusätzlicher Staatssekretäre
erlaubt. Allerdings forderten die Räte, dass die Regierung die Staatssekretäre primär im
Verkehr mit dem Ausland aber nicht – wie vom Bundesrat vorgeschlagen – für
Verhandlungen mit dem Parlament einsetzen soll. 19

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.11.2012
MARC BÜHLMANN

Die unendliche Geschichte um die Staatsleitungs- und Regierungsreform fand im
Berichtjahr schliesslich doch ein Ende. Zur Erinnerung: Die Räte hatten 2004 eine
Vorlage des Bundesrates zurückgewiesen. Nach einer erfolgreich umgesetzten
Verwaltungsreform hatte dann die Exekutive 2009 erneut Reformbedarf angemeldet
und die Arbeiten zur Staatsleitungs- und Regierungsreform wieder aufgenommen. Die
Optimierung der Regierungstätigkeit wurde zudem auch vom GPK-Bericht zur UBS-
Krise angemahnt. Die Zusatzbotschaft war allerdings im Vorjahr von beiden Räten
erneut zerzaust worden. Auf die zuletzt übrig gebliebene Idee einer zweijährigen
Amtszeit des Bundespräsidenten war der Nationalrat 2012 nicht eingetreten. Diesem
Entscheid folgte der Ständerat in seiner Frühjahrssession 2013 und versenkte die
Vorlage damit endgültig. 20

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.03.2013
MARC BÜHLMANN

Von der Debatte zur Staatsleitungs- und Regierungsreform blieb einzig eine Revision
des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes übrig, welche die
Regierungsführung stärken soll, indem die Bundeskanzlei das Sekretariat der
Bundesratsausschüsse übernimmt. Zudem soll die Bundeskanzlei auch Unterstützung
hinsichtlich Krisenmanagements leisten und dafür eine langfristige und kontinuierliche
Lage- und Umfeldanalyse vornehmen, welche die Regierung früh und umfassend über
kommende Entwicklungen und Herausforderungen informieren soll. Der von den Räten
2012 beschlossene Präsidialdienst wird ab 11. Januar 2015 zur Verfügung stehen. Das gab
der Bundesrat im Rahmen seiner Sitzung Mitte Mai bekannt. 21

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.10.2013
MARC BÜHLMANN

Initiative für eine Volkswahl des Bundesrates
(BRG 12.056)

Conseil fédéral

Auf Antrag der Zürcher SVP beschloss die Delegiertenkonferenz der nationalen SVP im
August, die von ihr seit langem angekündigte Volksinitiative für die Volkswahl des
Bundesrates definitiv zu lancieren. Diese verlangt die Volkswahl nach Majorzprinzip,
wobei mindestens zwei Gewählte ihren Wohnsitz in der lateinischen Schweiz, d.h. in
einem französisch- resp. italienischsprachigen Kanton oder im nichtdeutschen Teil
eines mehrsprachigen Kantons haben müssen. 22

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 24.08.2009
HANS HIRTER
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Im Januar hat die SVP die Unterschriftensammlung für ihre Initiative für eine Volkswahl
des Bundesrates lanciert. Die Sammelfrist dauert bis zum 26. Juli 2011. Die Initiative will
Bundesratswahlen nach dem Majorzprinzip in einem Einerwahlkreis abhalten. Dabei
wären mindestens zwei Sitze für Mitglieder reserviert, die aus einem nicht-
deutschsprachigen Teil der Schweiz stammen. 23

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 26.01.2010
MARC BÜHLMANN

Am 7. Juli reichte die SVP mit 108'826 beglaubigten Unterschriften ihre Initiative für
eine Volkswahl des Bundesrates ein. Das Begehren fordert Wahlen der
Landesregierung nach Majorzprinzip in einem Einerwahlkreis, wobei für die
Sprachminderheiten mindestens zwei Sitze reserviert wären. Damit wird die Idee einer
Volkswahl nach 1889 und 1942 zum dritten Mal zur Abstimmung vorgelegt. 24

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 07.07.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr berieten die Räte über die Initiative für eine Volkswahl des Bundesrates.
Die SVP hatte im Vorjahr 108'826 beglaubigte Unterschriften eingereicht. Das Begehren
verlangt, dass der Bundesrat nicht mehr von der Bundesversammlung, sondern durch
die Wahlbevölkerung gewählt wird. Die Wahl würde zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen für den Nationalrat und im Majorzverfahren mit der Schweiz
als einem Wahlkreis durchgeführt. Den italienischen und französischen
Sprachminderheiten wären zwei Sitze garantiert. In seiner Mitte Mai an einer
Medienkonferenz präsentierten Botschaft listete der Bundesrat zwar einige Vorteile
einer Wahl der Regierung durch die Bürgerinnen und Bürger auf – so etwa die Stärkung
der Legitimität der Exekutive, die Möglichkeit einer Belebung der Demokratie durch
eine Debatte über Regierungsprogramme oder die zumindest vordergründig höhere
Transparenz –, er empfahl das Begehren letztlich aber aufgrund gewichtigerer Nachteile
zur Ablehnung: Das Regierungsgremium wäre kein Kollegium mehr, sondern eher eine
Versammlung parteipolitischer Akteure. Die Kooperation mit den Medien würde im
Interesse einer Wiederwahl noch stärker werden. Das Gewaltengefüge würde sich
verändern, weil die Bundesversammlung eines wichtigen Kontroll- und
Entscheidungsinstruments beraubt würde. Die stärker im Zentrum stehende Partei-
statt Sachpolitik berge die Gefahr von Blockaden zwischen Parlament und Regierung.
Weil bevölkerungsstarke Kantone mit dem vorgeschlagenen Wahlverfahren bevorteilt
wären, würde das föderale Gleichgewicht gestört. Die teuren Wahlkampagnen würden
zu einer Stärkung der Landes- gegenüber den Kantonalparteien führen und würden
erstere überlasten. Die sprachliche Quotenregelung könnte sich als kontraproduktiv
erweisen, weil ein Schutz der rätoromanischen Sprachminderheit gar nicht vorgesehen
ist und die italienische und die französische Minderheit gegeneinander ausgespielt
würden. Der Bundesrat wies insbesondere darauf hin, dass es für die Änderung gar
keinen Anlass gebe. Die bisherigen, von der Bundesversammlung gewählten
Bundesratskollegien seien nicht nur repräsentativ für alle Landesgegenden, sondern
würden auch hohes Ansehen in der Bevölkerung geniessen und hätten sich als fähig
erwiesen, Kriege, Bedrohungen und Wirtschaftskrisen zu umschiffen und verschiedene
Herausforderungen erfolgreich anzunehmen und zu meistern. Es gäbe keinen Anlass,
ein derart bewährtes Wahlverfahren zu ändern. In den langen und lebhaften
Ratsdiskussionen wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Idee einer Volkswahl des
Bundesrates bereits bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zweimal als
Initiative der SP 1900 und 1942 jeweils abgelehnt worden sei. Diskutiert wurde auch ein
drohender permanenter Wahlkampf, der stark von der finanziellen Potenz einzelner
Parteien abhängen würde. Die SVP-Ratsvertreter argumentierten, dass die direkte Wahl
der Exekutive in allen Kantonen sehr gut funktioniere. Die direkte Demokratie würde mit
diesem Anliegen ausgebaut. Im Nationalrat hatten zwei Anträge von linker Seite für
einen Gegenvorschlag, der die Erhöhung der Mitgliederzahl im Bundesrat auf neun und
eine Transparenz der Kampagnenfinanzierung gefordert hätte, keine Chance. In der
Schlussabstimmung wurde die Initiative im Ständerat mit 34 zu fünf Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und im Nationalrat mit 137 zu 49 Stimmen abgelehnt. Zu den 48 Stimmen
aus der SVP-Fraktion gesellte sich die Stimme von Girod (gp, ZH). Dass das Anliegen
nicht wirklich in ein Links-Rechts-Schema passt, zeigt die im Berichtjahr noch nicht
behandelte parlamentarische Initiative Wermuth (sp, AG) (12.489), die ebenfalls eine
Volkswahl, allerdings in Verbindung mit einer Erhöhung der Zahl der Bundesräte auf
neun und einer Einführung von Wahlfinanzierungsregeln, fordert. Der Vorstoss fand
einige Mitunterzeichner aus dem linken Lager. 25

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Die Stimmberechtigten befanden am 9. Juni über die Initiative für eine Volkswahl des
Bundesrates. Das von der SVP lancierte Volksbegehren verlangte, dass die Schweizer
Regierung nicht mehr von der Vereinigten Bundesversammlung gewählt, sondern durch
die Wahlbevölkerung bestimmt wird. Die Wahl wäre zeitgleich mit den
Gesamterneuerungswahlen für den Nationalrat und in gesamtschweizerischem
Majorzverfahren mit einem Wahlkreis abzuhalten. Für die italienischen und
französischen Sprachminderheiten würden insgesamt zwei Sitze reserviert. Im Vorjahr
hatten sich Bundesrat und Parlament ziemlich eindeutig gegen das nach der Abwahl von
Christoph Blocher aus dem Bundesrat 2007 aufgegleiste Begehren ausgesprochen, das
schon bei den Verfassungsdiskussionen 1848 und 1872 und zwei Mal als Initiative der SP
in den Jahren 1900 und 1942 keine Mehrheiten gefunden hatte. Die Initiative wurde von
einem überparteilichen Komitee bekämpft, dem alle Parteien ausser der SVP
angehörten. Sogar die Grünen, die als Oppositionspartei selber schon ähnliche
parlamentarische Vorstösse lanciert hatten, sprachen sich gegen das Anliegen aus. Das
Gegnerkomitee trat unter dem Motto an, dass Bewährtes nicht aufs Spiel zu setzen sei.
Das aktuelle Gleichgewicht zwischen den Gewalten sei eine zentrale Determinante für
die politische Stabilität und den Wohlstand in der Schweiz. Der von der SVP geforderte
Systemwechsel sei kaum begründbar und beruhe auf populistischen Forderungen. Der
Verweis auf die Kantone, wo die Volkswahl der Regierung funktioniere – das
bedeutendste Argument der Initiativbefürworter – wurde von den Initiativgegnern
abgewiesen, da ein Wahlkampf in den Kantonen mit einem Wahlkampf auf nationaler
Ebene kaum vergleichbar sei. Ein solcher würde amerikanische Verhältnisse evozieren
und die zeitlich bereits arg belasteten Bundesräte nicht nur zusätzlich unter Druck
setzen, sondern auch in einen Dauerwahlkampf verwickeln, der eine Kollegialregierung
verunmöglichen würde. Stille Schaffer hätten zudem gegen charismatische, medial
taugliche Personen weniger gute Chancen und Geld würde eine noch grössere Rolle
spielen als heute. Schliesslich wurde auch die Quotenregel für die sprachlichen
Minderheiten kritisiert; die Wahrscheinlichkeit, dass die beiden Sitze an die Romandie
gingen und der Kanton Tessin kaum mehr Regierungsvertreter stellen könnte, sei enorm
hoch. Die SVP ihrerseits setzte sich überraschend lau für ihr Anliegen ein. Zwar wurde
ein 2,8 Mio. Auflagen starkes Extrablatt in die Haushalte gestreut, in dem mit dem
Untergang der Schweiz gedroht wurde, wenn den Mauscheleien im Bundesrat und den
Hintertreppen-Absprachen bei Regierungswahlen nicht durch das Volk Einhalt geboten
würden. Im Gegensatz zu anderen Parteien wolle man die Mitspracherechte des
Souveräns stärken und nicht noch weiter abbauen. Zudem schaltete die Partei ein für
SVP-Verhältnisse sehr unspektakuläres Text-Plakat („Dem Volk vertrauen!“). Wichtige
Exponenten der Partei schalteten sich aber kaum in den Abstimmungskampf ein und
nahmen teilweise gar demonstrativ Stellung gegen die Initiative. Die Kantonalsektion
Thurgau empfahl gar die Nein-Parole und die SVP Unterwallis beschloss Stimmfreigabe
bei der parteieigenen Initiative. Es wurde parteiintern auch befürchtet, dass sich eine
Volkswahl zuungunsten der SVP auswirken könnte. Prominente Unterstützung erhielt
die Idee der Volkswahl allerdings durch die ehemalige SP-Bundesrätin Micheline Calmy-
Rey. Sie befand, dass die Volkswahl zu einer besseren Machtbalance zwischen
Bundesrat und Parlament führe, weil die Regierung damit über mehr Legitimität
verfügen würde. Erste Umfragen Anfang Mai liessen eine relativ geringe Begeisterung in
der Bevölkerung für die Idee der Volkswahl erahnen. Tatsächlich wurde das Begehren
Anfang Juni dann auch deutlich mit 76,3% Nein-Stimmenanteil und durch alle Kantone
abgelehnt. In einigen Kantonen der Romandie (FR, NE, JU) lagen die Ja-Anteile gar unter
20%. Am höchsten war die Zustimmung im Kanton Tessin (32,2% Ja), was aufgrund der
Debatten um den Minderheitenschutz etwas überraschend war. Die
gesamtschweizerische Stimmbeteiligung lag bei 39,2%, was die laue Kampagne neben
dem Umstand, dass die APS-Inserateanalyse einen absoluten Negativrekord hinsichtlich
Anzahl Zeitungsinserate ausmachte, ebenfalls wiederspiegelt. Noch am Abend der
Abstimmung äusserten sich die Parteipräsidenten zum Abstimmungsausgang. CVP-
Präsident Darbellay wertete das Resultat als Zeichen nationaler Kohäsion, FDP-
Präsident Müller war froh über die Wahrung der Konkordanz, die durch eine Volkswahl
in Gefahr geraten wäre, und SP-Präsident Levrat freute sich, dass die „psychologische
Verarbeitung der Abwahl Blochers“ nun zum Abschluss kommen könne. SVP-Präsident
Brunner anerkannte zwar, dass das Thema vom Tisch sei, wehrte sich aber vorsorglich
gegen künftige Beschneidungen der direkten Demokratie. Der Leidensdruck sei
anscheinend momentan noch zu tief. Justizministerin Sommaruga sah im Resultat den
Wunsch des Souveräns, die Demokratie vor Dauerwahlkämpfen zu schützen. Das
deutliche Nein wurde in der Presse als Vertrauensbeweis in die Institutionen und
insbesondere in den Bundesrat gewertet, man sah im Abstimmungsergebnis aber auch
eine Ohrfeige an die SVP, die an einem wenig experimentierfreudigen Volk
vorbeipolitisiert habe. Die noch im Vorjahr von Wermuth (sp, AG) eingereichte
parlamentarische Initiative (12.489), die neben der Volkswahl auch einige zusätzliche

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 09.06.2013
MARC BÜHLMANN
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Reformen wie die Aufstockung der Regierungsmitglieder auf neun oder die Transparenz
der Wahlkampagnenfinanzierung gefordert hatte, wurde im Berichtjahr kurz nach dem
abschlägigen Volksentscheid zurückgezogen.

Abstimmung vom 9. Juni 2013

Beteiligung: 39,5%
Ja: 480 291 (23,7%) / 0 Stände
Nein: 1 550 080 (76,3%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SVP (2)*.
– Nein: FDP, CVP, SP, GP, GLP, BDP, EVP, CSP; SGV, Travail.Suisse.
* in Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen. 26

Die VOX-Analyse zur Volkswahl-Initiative zeigte einen starken positiven
Zusammenhang zwischen Zustimmung zur Initiative und Misstrauen in den Bundesrat.
Lediglich jede zehnte Person mit Vertrauen in den Bundesrat stimmte dem
Volksbegehren zu, während immerhin jeder zweite Misstrauende ein Ja einlegte. Die
Analyse bestätigte zudem die Skepsis in den eigenen Reihen der SVP. Gemäss VOX
stimmte lediglich gut die Hälfte der SVP-Sympathisantinnen und Sympathisanten der
Initiative aus der Küche ihrer präferierten Partei zu. Bei Anhängerinnen und Anhängern
von CVP und FDP lag die Zustimmungsrate bei rund 20% und bei jenen der SP gar unter
10%. Die Nachbefragung zeigte zudem einen Geschlechterbias: Frauen waren der
Volkswahl gegenüber skeptischer eingestellt als Männer. Die verschiedenen Argumente
der Initiativgegner schienen allerdings laut der VOX nicht verfangen zu haben, als
wichtigstes Ablehnungsargument wurde nämlich relativ unspezifisch das gute
Funktionieren des aktuellen Wahlsystems genannt. Auch der zweitwichtigste Grund, das
neue System stelle zu hohe Anforderungen an die Stimmbevölkerung, die nicht über das
Interesse und die Kompetenz verfüge, die Regierung zu bestimmen, weist darauf hin,
dass das Vertrauen ins politische System und in die Institutionen relativ hoch und der
Wunsch nach Veränderung relativ gering ist. 27

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Zwei Tessiner Standesinitiativen auf Erhöhung
der Anzahl Bundesratsmitglieder werden
abgelehnt (Kt.Iv. 10.321; Kt.Iv. 12.302)

Conseil fédéral

Auch über die angebrachte Anzahl Regierungssitze wurde diskutiert. Minderheiten
forderten eine Vergrösserung des Gremiums. Die Staatspolitische Kommission des
Nationalrats wandte sich allerdings gegen eine Standesinitiative aus dem Kanton Tessin,
die neun statt sieben Bundesräte gefordert hatte. Auch die Grünen schlugen eine
Erhöhung der Anzahl auf neun vor. Die CVP sprach sich hingegen für eine Verkleinerung
des Regierungskollegiums auf fünf Mitglieder aus, die sich primär strategischen Fragen
zu widmen hätten. Die Departementsleitung würde dabei von Departementsvorstehern
übernommen, die dem Bundesrat unterstellt wären. 28

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 21.10.2010
MARC BÜHLMANN

Nach den Bundesratswahlen wurden Stimmen laut, die zwecks besserer Vertretung der
Regionen neun statt sieben Bundesratssitze forderten. Insbesondere das Tessin, aber
auch die Zentral- und Nordostschweiz bemängelten, dass sie seit längerem nicht mehr
in der Regierung vertreten gewesen seien. 29

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Die regelmässig vor allem von Minderheiten vorgebrachte Forderung einer Erhöhung
der Zahl der Bundesratsmitglieder von sieben auf neun war auch im Berichtsjahr
Gegenstand parlamentarischer Beratung. Im Nationalrat stiessen zwei Standesinitiativen
des Kantons Tessin (10.321 und 12.307) allerdings auf taube Ohren. Die Mehrheit der
zuständigen staatspolitischen Kommission hob die Vorteile der geringeren Zahl in
einem Kollegium hervor und wies darauf hin, dass mehr Sitze nicht unbedingt wie von
den Initianten erhofft eine adäquatere Repräsentation aller Landesteile bedeuten
würde, sondern dass eher grössere Kantone davon profitieren könnten. Gegen den
zweiten Tessiner Vorstoss, der zusätzlich eine adäquate Vertretung der Landesteile
gefordert hatte, wendete die Kommission ein, dass der Bundesrat kein
Repräsentativorgan sein dürfe. Das Kollegium müsse das gesamte Landesinteresse und
nicht einzelne Regionen vertreten. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommission
allerdings nur knapp mit 92 zu 85 Stimmen gegen die erste und mit 97 zu 77 Stimmen
gegen die zweite Standesinitiative. Auf Sympathien stiess die Idee bei Teilen der CVP-
und der FDP-Fraktion. Die SP und die GP stimmten geschlossen für das Anliegen, die
GLP geschlossen und die SVP mit grosser Mehrheit dagegen. Die Minderheit wies
vergeblich auf die wichtige symbolische Bedeutung der Vertretung der verschiedenen
Landesteile in der Regierung hin. Die Diskussion dürfte – obwohl beide Kammern im
Rahmen der Staatsleitungsreform eine Vergrösserung der Regierung abgeschrieben
haben (siehe unten) – noch nicht abgeschlossen sein, da gleich drei im Nationalrat
eingereichte im Berichtjahr aber noch nicht behandelte Motionen (11.4103, 11.4107,
11.4110) hängig sind. Im Ständerat wurde derweil ein Postulat Comte (fdp, NE) (11.4215)
knapp mit 19 zu 18 Stimmen abgelehnt. Es hätte vom Bundesrat einen Bericht mit
Massnahmen für eine bessere Vertretung der Landesteile – insbesondere der
italienischsprachigen Regionen – im Bundesrat gefordert. 30

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 10.09.2012
MARC BÜHLMANN

Den beiden im Vorjahr vom Nationalrat abgelehnten Standesinitiativen des Kantons
Tessin, die eine Erhöhung der Zahl der Bundesratsmitglieder von sieben auf neun
gefordert hatten, gaben auch die Kantonsvertreter in der Frühjahrssession keine Folge.
Zwar hatte die Staatspolitische Kommission (SPK-SR) das eine Begehren (Kt.Iv. 12.307),
welches zusätzlich zur Erhöhung eine Verfassungsbestimmung einführen wollte, mit der
verboten werden sollte, dass mehr als zwei Mitglieder der Bundesregierung aus der
gleichen Sprachgegend komme, abgelehnt, die reine Erhöhung – alleiniger Gegenstand
der zweiten Tessiner Kantonsinitiative (Kt.Iv. 10.321) – empfahl die SPK-SR allerdings zur
Annahme. Mit der Ablehnung der Staatsleitungsreform sei das Thema zwar negativ
beantwortet worden, die Kommission sehe es aber nach wie vor als wichtig an. Mit zwei
zusätzlichen Bundesräten würde die integrierende Funktion des Bundesrates in den
verschiedenen Sprachregionen verbessert und die Arbeitslasten könnten adäquater
verteilt werden. Die Gegner – sogar Bundesrätin Sommaruga (sp) schaltete sich in die
Diskussion ein, obwohl der Bundesrat in der Regel bei einer Vorprüfung einer
Standesinitiative nicht Stellung nimmt – befürchteten eine Belastung des
Kollegialprinzips, das mit neun Personen nicht mehr funktionieren könne. Das
Gegenargument verfing im Ständerat letztlich knapp und beiden Initiativen wurde mit 21
zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge gegeben. Die Motionen Jacqueline Fehr
(sp, ZH) (11.4103), Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) (11.4110) und Dominique de
Buman (cvp, FR) (11.4107), die alle das gleiche Anliegen vertraten, wurden, weil mehr als
zwei Jahre hängig, Ende Berichtjahr abgeschrieben. Die Diskussionen wurden damit
allerdings nicht beendet: Die SPK-NR beschloss nämlich Ende August, eine
Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 13.443) auszuarbeiten, die eine Erhöhung des Bundesrates
auf neun Mitglieder und die angemessene Vertretung der Landesgegenden und
Sprachgemeinschaften in der Exekutive erneut aufs Tapet bringen soll. 31

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Erhöhung der Anzahl Bundesräte (Pa.Iv.
13.443)

Conseil fédéral

Die Debatte um eine Erhöhung der Anzahl Bundesräte nahm – trotz Ablehnung einiger
Vorstösse in den Vorjahren – auch 2014 nicht ab. Die SPK-SR begrüsste die im Vorjahr
eingereichte parlamentarische Initiative ihrer Schwesterkommission, mit der neun
Mitglieder in der Exekutive gefordert werden. Ziel des Vorstosses war vor allem die
angemessenere Vertretung der Sprachregionen in der Landesregierung. Insbesondere
die italienisch sprechende Schweiz müsse adäquater repräsentiert werden. Die SPK-SR,
die mit 6 zu 3 Stimmen grünes Licht gab für die Ausarbeitung eines Entwurfes, erhoffte
sich auch positive Auswirkungen auf die Regierungspolitik, da die Last auf mehrere
Schultern verteilt werden könne. In der Tat wurde die erste Forderung, den Kreis der
Regierung zu erweitern, schon 1900 in Form einer Volksinitiative eingereicht, stiess
aber seither mehrmals auf erfolgreichen Widerstand. 32

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.01.2014
MARC BÜHLMANN

Obwohl die grossangelegte Regierungsreform nach rund zehnjähriger Behandlungszeit
2013 endgültig gescheitert war und dabei auch Vorschläge zur Erhöhung der Anzahl
Bundesräte abgelehnt wurden, hielt die Staatspolitische Kommission des Nationalrates
(SPK-NR) an dieser Idee fest und lancierte eine auch von ihrer Schwesterkommission
(SPK-SR) unterstützte parlamentarische Initiative. Begründet wird die Idee
insbesondere mit der ungenügenden Vertretung der Sprachregionen im
Regierungsgremium – eine der 2012 abgelehnten Forderungen war eine
Standesinitiative des Kantons Tessin gewesen. Zudem sei die seit 1848 stark
gewachsene Regierungstätigkeit auf zusätzliche Schultern zu verteilen, was nicht nur zu
höherer Legitimation, sondern auch zu einer sinnvolleren Departementsbildung führen
könne. Wie gering die Unterstützung für diese Idee allerdings nach wie vor ist, zeigte die
von März bis Juli 2015 durchgeführte Vernehmlassung des Entwurfs der SPK-NR: 19
Kantonsregierungen lehnen die Reform ab, fünf begrüssen sie und zwei äussern sich
skeptisch. Von den Parteien sprechen sich CVP, FDP, GLP und SVP gegen die
Reformidee aus, während sie von SP, GP und BDP begrüsst wird. Während auf
Gegnerseite darauf hingewiesen wird, dass sprachliche Repräsentation eine Frage des
politischen Willens sei und eine Aufstockung hohe Kosten verursachen würde, wiesen
die Befürworter darauf hin, dass der hohe Arbeitsaufwand zu einer Delegation von
Verantwortung an die Verwaltung führe, was aus parlamentarischer Sicht keine gute
Entwicklung darstelle. Die Behandlung des Geschäftes wie auch eine Anfang Februar
2014 eingereichte Petition (14.2005), die ebenfalls eine Erhöhung der Anzahl
Bundesräte fordert, wird wohl 2016 in Angriff genommen. 33

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Anfang Februar legte die SPK-NR einen Entwurf mit zwei Verfassungsänderungen vor.
Erstens sollte der Bundesrat von sieben auf neun Mitglieder aufgestockt werden.
Zweitens soll genauer ausgeführt werden, wie die verschiedenen Landesgegenden und
Sprachregionen kohärenter in der Regierung vertreten sein sollen (Artikel 175 Absatz 4
BV). Die personelle Aufstockung der Regierungsbehörde solle insbesondere zu einer
besseren Vertretung der Sprachregionen führen. Darüber hinaus könne damit auch die
seit dem 19. Jahrhundert bunter gewordene, parteipolitische Vielfalt adäquater
repräsentiert werden. Schliesslich würde eine Aufstockung auch eine Entlastung
bedeuten, weil die gewachsenen Regierungsaufgaben und die durch internationale
Verflechtung komplexer gewordenen Anforderungen an die Regierungsmitglieder auf
mehr Schultern verteilt werden könnten. Artikel 175, Absatz 4 soll sprachlich
vereinheitlicht werden. Während die deutsche Fassung von Rücksichtnahme auf die
Sprachregionen bei der Besetzung des Bundesrates spricht, sind die französisch- und
italienischsprachigen Fassungen stärker als Muss-Form formuliert. Auch wenn dieser
Artikel vorwiegend deklaratorischen Charakter und eher symbolische Wirkung habe,
müsse er in allen Sprachen das Gleiche bedeuten. Er soll an die lateinischen Fassungen
angepasst werden. 
Der Bundesrat nahm Ende April Stellung zum Entwurf. Er hob die Bedeutung der
sprachlichen Repräsentation hervor und begrüsste die geplante Anpassung der
sprachlichen Fassung von Artikel 175, Absatz 4, verwahrte sich aber gegen eine
personelle Aufstockung. Eine adäquate Vertretung der Sprachregionen liege in der
Verantwortung der Vereinigten Bundesversammlung und müsse nicht durch eine
strukturelle Reform gesichert werden. Die sprachliche Diversität sei zudem, über die

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.04.2016
MARC BÜHLMANN
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Jahre betrachtet, durchaus gegeben. Des Weiteren würden mehr Mitglieder das
Kollegialprinzip erschweren und einen administrativen Mehraufwand nach sich ziehen.
Ein Blick auf die Geschichte zeige, dass eine Erhöhung der Anzahl Bundesräte bis dato
nicht mehrheitsfähig sei: 1900 und 1942 scheiterten Volksinitiativen mit diesem
Vorschlag und die Idee hatte auch im Rahmen der 2001 lancierten Staatsleitungsreform
Schiffbruch erlitten. Erst 2013 waren zwei entsprechende Standesinitiativen aus dem
Kanton Tessin im Parlament gescheitert. 34

Auch der neuerliche Versuch einer Aufstockung des Bundesrates nahm letztlich ein
abruptes Ende. Nach einer längeren Debatte entschied sich der Nationalrat für
Nichteintreten und versenkte damit das Anliegen, mit welchem vor allem auch eine
bessere Vertretung der Sprachregionen angestrebt werden sollte. Eben diese
sprachliche Repräsentation war Gegenstand der meisten Voten, die für ein Eintreten
plädierten. Marco Romano (cvp, TI) wies etwa darauf hin, dass nach dem Rücktritt von
Flavio Cotti, am 30. April 1999, die italienische Amtssprache seit fast einer Generation
nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Diesem gewichtigen Argument standen
freilich zahlreiche Gegenpositionen gegenüber: Die effizientere Funktion der
Kollegialbehörde mit sieben statt neun Mitgliedern; die Angst vor einem Staatsausbau,
der mit hohen Mehrkosten verbunden wäre; die ablehnende Haltung der meisten
Parteien und Kantone, welche in der Vernehmlassung zum Entwurf immer deutlicher
werde und insbesondere die ablehnende Haltung der aktuellen Regierungsmitglieder
selber wogen letztlich schwerer. Auch der von den Grünen eingebrachte Aspekt, dass
mit einer grösseren Zahl der Exekutivmitglieder zugleich die Vertretung von Frauen
adäquater würde, verfing nicht. Eine relativ knappe Mehrheit von 97 zu 88 Stimmen
(keine Enthaltung) folgte diesbezüglich wohl auch dem Einwurf von Bundesrätin
Sommaruga, dass adäquate Repräsentation letztlich vom Willen der Wahlgremien
abhängig sei und nicht institutionell abgesichert werden müsse. Gegen Eintreten waren
die fast geschlossene SVP-Fraktion – einzig die beiden Tessiner Lega-Mitglieder
Roberta Pantani und Lorenzo Quadri sprachen sich für Eintreten aus –, ein Grossteil
der FDP-Fraktion (22 von 27 Stimmen) und die Hälfte der CVP-Fraktion. Die Stimmen
der geschlossenen Fraktionen der GP, der SP, der GLP und der BDP reichten also nicht,
um das Geschäft überhaupt zu beraten. Die Forderung nach einer Aufstockung des
Bundesrates wird damit wohl wieder eine Weile von der Bildfläche verschwinden –
nicht aber die Diskussionen um die adäquate Vertretung von Minderheiten in der
Exekutive. 35

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.09.2016
MARC BÜHLMANN

Konkordanz stärken mit neun
Bundesratsmitgliedern (Pa.Iv. 19.503)

Conseil fédéral

Nur rund fünf Jahre nach dem letzten abschlägigen Entscheid wird sich das Parlament
erneut mit der Frage der Erhöhung der Anzahl Bundesräte beschäftigen müssen. Die
parlamentarische Initiative von Nadine Masshardt (sp, BE), die mit neun
Bundesratsmitgliedern die Konkordanz stärken möchte, wurde nämlich von der SPK-
NR im April 2021 mit 14 zu 9 Stimmen gutgeheissen. Es solle «ein neuer Anlauf gewagt»
werden, so die Kommission in ihrer Medienmitteilung. Dabei ging es der Initiantin und
der Kommission vor allem um eine bessere Abbildung der parteipolitischen Kräfte. In
der Tat waren nach den eidgenössischen Wahlen 2019 die Diskussionen um eine
adäquatere parteipolitische Zusammensetzung der Regierung teilweise heftig. Vor allem
die Grünen machten als Wahlsiegerinnen Ansprüche auf einen Sitz in der Exekutive
geltend, der je nach Betrachtung der Parteienstärke – die GP (13.2%) hatte hier die CVP
(11.4%) recht deutlich überflügelt – oder der totalen Anzahl Sitze in National- und
Ständerat (GP: 33 Sitze; CVP: 38 Sitze) gegeben schien oder nicht. Die
Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats 2019 änderten an der aktuellen personellen
und parteipolitischen Zusammensetzung (2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1 CVP) des Kollegiums
letztlich nichts, das Thema «Konkordanz» wurde jedoch eine Weile lang zum medialen
Dauerbrenner. 

Die Idee einer Aufstockung der Anzahl Mitglieder ist freilich alles andere als neu. Nicht
weniger als zwölf Mal seit 1848 wurden entsprechende Forderungen gestellt – fünf Mal
alleine in den letzten 25 Jahren (1996: Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz
(BRG 93.075); 2001: Staatsleitungsreform (BRG 01.080); 2010: Standesinitiative Tessin

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 25.06.2021
MARC BÜHLMANN
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(BRG 10.321); 2012: Antrag auf Gegenvorschlag zur Initiative Volkswahl des Bundesrates
(BRG 12.056); 2014: Pa.Iv. Staatspolitische Kommission Nationalrat (Pa.Iv. 13.443)). Alle
Forderungen, die meist im Nachgang von Bundesratswahlen auf eine adäquatere
Vertretung zielten – wobei jeweils eine Untervertretung von Sprachen, Landesteilen
oder Frauen kritisiert wurde – wurden jedoch letztlich vom Parlament verworfen.
Dieses Schicksal droht auch dem neuesten Versuch, sprach sich doch die SPK-SR Ende
Juni mit 7 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen Folge geben aus. Der Bundesrat sei
kein «Repräsentationsorgan» und eine Reform der Exekutive müsse vielmehr das
Funktionieren der Kollegialbehörde im Fokus haben, begründete die Kommission ihren
Entscheid. Der Ball wurde damit an den Nationalrat gespielt. 36

Weil sich die SPK-SR dagegen ausgesprochen hatte, der parlamentarischen Initiative
von Nadine Masshardt (sp, BE) Folge zu geben, die SPK-NR das Begehren aber nach wie
vor mit 13 zu 10 Stimmen unterstützen wollte, hatte sich die grosse Kammer in der
Wintersession 2021 mit der Idee einer Aufstockung der Anzahl Bundesratsmitglieder
auf neun zu befassen. Die nationalrätliche Kommission legte in ihrem Bericht dar, dass
die Regierung «die Kräfteverhältnisse im Parlament bedeutend weniger gut abbildet als
früher». Die Konkordanz verlange jedoch, dass alle wichtigen Kräfte eingebunden
würden. Eine Aufstockung auf neun Magistratinnen und Magistraten würde nicht nur die
parteipolitische Repräsentation verbessern, sondern auch mehr Möglichkeiten bieten,
um Frauen und Männer oder verschiedene Regionen gleichberechtigter zu vertreten.
Die wachsenden Aufgaben könnten zudem auf mehr Schultern verteilt werden. 
Auf ebendiese zunehmende Belastung verwies die Initiantin bei der Eröffnung der
Ratsdebatte, indem sie einen aktuellen Bezug zur Pandemie zeichnete, bei der sich die
immer grösser werdende Aufgabenlast der Regierungsmitglieder in besonderem Masse
zeige. Statt immer mehr Staatssekretärinnen und -sekretäre zu berufen – dies war eine
Forderung der starken bürgerlichen Kommissionsminderheit, die sich statt einer
Aufstockung eher eine Staatsleitungsreform wünschte – brächte eine
Aufgabenverteilung auf mehr Schultern auch die Möglichkeit für die
Regierungsmitglieder mit sich, Regierungsgeschäfte in der Öffentlichkeit stärker und
präsenter vertreten zu können. Für die Minderheit nahm Kurt Fluri (fdp, SO) Stellung:
Der Bundesrat sei kein «Proporzorgan», sondern eine «Staatsleitungsbehörde». Es
gelte das Kollegialprinzip und eben keine Repräsentation unterschiedlichster
Parteiinteressen. Ebendieses Kollegialprinzip würde aber mit mehr Mitgliedern
gefährdet, weil es noch schwerer einzuhalten wäre. Zudem bedeuteten mehr Schultern
nicht unbedingt weniger Arbeit. Im Gegenteil würde die Schaffung zweier neuer
Departemente den Koordinationsaufwand wohl gar noch erhöhen. Abschliessend
ergriffen nur noch die beiden Kommissionssprechenden das Wort: Ada Marra (sp, VD)
warb für die Mehrheit der SPK-NR mit dem Argument, dass die Zeit reif sei für eine
Reform der über 150-jährigen Institution «Bundesrat», und Marco Romano (mitte, TI)
hob in seinem Kommissionsvotum die mögliche Bedeutung der Aufstockung für die
Repräsentation der Sprachregionen hervor. Mit 109 zu 72 Stimmen (4 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat für Folgegeben aus, wobei sich im Rat die
Kommissionsverhältnisse widerspiegelten: Die geschlossene SVP- und die fast
geschlossene FDP-Fraktion unterstützt von zwei Mitte-Fraktionsmitgliedern standen
den geschlossenen Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen gegenüber. 37

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 29.11.2021
MARC BÜHLMANN

Anfang April sprach sich die SPK-SR ein zweites Mal gegen eine Aufstockung der Anzahl
Bundesratsmitglieder auf neun aus. Die Regierung müsse ihre Funktion wahrnehmen
und nicht «gemäss kurzfristigen parteipolitischen Bedürfnissen bestimmt werden», so
die Begründung in der Medienmitteilung für die mit 7 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen)
gefasste Nein-Empfehlung. Weil sich allerdings nicht nur die SPK-NR, sondern auch der
Nationalrat dafür ausgesprochen hatte, dieser parlamentarischen Initiative von Nadine
Masshardt (sp, BE) Folge zu geben, wurde eine Debatte im Ständerat nötig. 
Dort erinnerte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) daran, dass die Idee nicht
zum ersten Mal diskutiert werde. In der Tat würde mit einer Erhöhung der Zahl der
Exekutivmitglieder die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass nicht nur wie von der
Verfassung gefordert die Landesgegenden und die Sprachregionen angemessen in der
Regierung vertreten wären, sondern auch weitere von der Verfassung nicht
vorgesehene Kriterien wie Geschlecht oder Parteizugehörigkeit – dies war die
hauptsächliche Idee hinter der parlamentarischen Initiative. Nun sei der Bundesrat
aber eben «kein Repräsentanzorgan», sondern müsse die strategische Führung
übernehmen, was mit einer Erhöhung der Mitgliederzahl kaum verbessert würde. Die
Kommission habe sich sogar überlegt, ob nicht eine Reduktion der Anzahl

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.04.2022
MARC BÜHLMANN
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Bundesratsmitglieder zielführender wäre. Diskutiert worden sei in der Kommission
zudem, ob die zunehmenden Anforderungen, die wachsende Verwaltung und die
steigende internationale Verflechtung nicht doch für mehr
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher sprechen würden. Das Ziel einer Stärkung
der Führungsfunktion könne aber – so der Schluss aus dieser Diskussion – nicht mit
einer Aufstockung der Zahl der Magistratinnen und Magistraten erreicht werden,
sondern müsste mit einer Staatsleitungsreform angegangen werden. Dieser Arbeit
verschliesse sich die SPK-SR nicht, aber sie wäre aber wesentlich umfassender als
einfach einer Aufstockung zuzustimmen, so Rieder. Eine von Daniel Jositsch (sp, ZH)
angeführte Kommissionsminderheit sah dies freilich anders. Der Grund sei aber nicht
eine «Renovierung der Zauberformel» so Jositsch. Erst wenn der Bundesrat 246
Mitglieder umfassen würde, hätte wohl niemand mehr das Gefühl, dass seine
Minderheit in der Regierung nicht vertreten wäre. Es gehe der Kommissionsminderheit
eher um die Möglichkeit, die Leitungsqualität zu erhöhen. Zu viele Aufgaben seien im
Moment auf zu wenige Schultern verteilt. Wie genau dieses Problem angegangen würde,
müsste sich noch weisen, aber mit Folge geben der Initiative würde diese Diskussion
endlich einmal angestossen. 
Eine Mehrheit der kleinen Kammer entschied sich jedoch, den Vorstoss mit 29 zu 9
Stimmen zu erledigen. Die 9 Gegenstimmen stammten von den anwesenden links-
grünen Kantonsvertreterinnen und -vertretern. 38
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